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Grundlage der Einführung des 
Europäischen Emissionshandels-
systems (EU-ETS) ist das von 
der Europäischen Union (EU) im 
Dezember 1997 unterzeichnete 
und später ratifizierte Proto koll 
von Kyoto, in dem sich die EU zu 
einer CO2-Emis sions minderung 
um 8 % zwischen 1990 und 2012 
verpflichtet hat. Die Mitglied-
staaten der damaligen EU-15 
haben das Kyoto-Protokoll ge-
meinsam unterzeich net und ver-
abschiedet. Die jeweiligen natio-
nalen Minderungsverpflichtungen 
wur den so dann im so genannten 
Burden-Sharing-Agreement vom 
Juni 1998 zwischen den einzel-
nen EU-Mitgliedstaaten aufge-
teilt. Deutschland hat dabei eine 
Minde rungs ver pflichtung von 21 % 
übernommen. 
Die Europäische Kommission ge-
langte in der Zeit zwischen 1998 
und 2000 zu der  Auffassung, 
dass es der EU ohne weiterge-
hende Maßnahmen voraussicht-
lich nicht möglich sein werde, die 
in Kyoto bzw. im Burden-Sharing 
vereinbarten Ver pflichtungen bis 
2012 einzuhalten, da Trendprojek-
tionen darauf hindeuteten, dass 
ohne zusätzliche Instrumente und 
Maßnahmen das EU-weite Minde-
rungsziel in 2012 verfehlt werden 
würde (Bild 1). 

Die Kommission legte im März 2000 ein 
so genanntes Grünbuch zur Einführung 
eines Europäischen Emissionshandels-
systems vor. Ihrer Ansicht nach wäre ein 
Emissionshandel die beste Möglichkeit, 
die Kyoto-Minderungsziele treffsicher und 
kosteneffizient zu erreichen. Dem Emis-
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sionshandelssystem unterliegen sollten 
größere Industrieanlagen und Anlagen 
der Energiewirtschaft, die europaweit für 
ca. 60 % der CO2-Emissionen verantwort-
lich zeichneten. Ziel war eine Verminde-
rung der Emissionen um ca. 250 Mio. t 
CO2 bis 2012. Dies stellt im Vergleich zu 
den weltweiten Emissionen bzw. zum be-
reits damals beobachteten Emissionsan-
stieg, insbesondere aus den Ländern der 
wachstumsstarken Regionen der Welt, 
einen vergleichsweise kleinen Beitrag dar 
(Bild 2 und Bild 3).

Die Kommission sah jedoch die Ein-
führung eines Emissionshandelssystems 
be sonders unter dem Aspekt einer ambiti-
onierten Klimapolitik als wichtig an, da sie 
hiermit ihrer Vorbildfunktion in der interna-
tionalen Klimapolitik gerecht zu werden 
gedachte. 

Sie legte im Jahr 2001 einen Richtlini-
enentwurf hierzu vor, der zunächst zwei 
Handelsperioden vorsah, nämlich eine 
erste Handelsperiode von 2005 bis 2007, 
die als Pilotphase gedacht war, und eine 
zweite Handelsperiode von 2008 bis 2012, 
die der ersten Verpflichtungsperiode des 
Kyoto-Protokolls entspricht. Die se Richtli-
nie wurde im Oktober 2003 vom Europäi-
schen Parlament verab schie det (3).

Entwürfe für eine Weiterentwicklung 
des Emissionshandelssystems für die Zeit 
nach 2012, also nach dem Auslaufen des 
Kyoto-Protokolls, wurden Anfang 2008 vor-
gelegt auch mit dem Ziel, der Vorreiterrolle 

der EU gerecht zu werden und be reits vor 
einer Post-Kyoto-Vereinbarung, die erst 
im Dezember 2009 auf der 15. Vertrags-
staatenkonferenz in Kopenhagen erfolgen 
soll, in der internationalen Klimapolitik ihre 
Führungsrolle weiter zu betonen (4). 

Das Europäische 
Emissionshandelssystem

Das Europäische Emissionshandels-
system ist ein so genanntes Cap-and-
Trade-System. Hierbei handelt es sich im 
Grundsatz um ein Rationierungssystem 
für Energie- und Industrieanlagen bzw. ein 
Mengensteuerungssystem in dem Sinne, 
dass die gesamte systemweite CO2-Men-
ge, die von allen Industrieanlagen emit tiert 
wird, nicht überschritten werden darf. 

Die systemweite Emissionsobergrenze 
(Cap) wird durch die verbindliche, ord-
nungsrechtliche Vorgabe einer Emissions-
obergrenze für jede einzelne Anlage durch 
die Zuteilung einer begrenzten, genau 
festgelegten Menge an Emissionsrechten 
(Bezugsscheine in einem Rationie rungs-
system) praktisch automatisch erreicht. 

Diese Emissionsrechte werden für jede 
einzelne Anlage zu Beginn eines Jahres 
zugeteilt und müssen nach Ablauf des 
Jahres in Höhe der tatsächlich emittierten 
CO2-Menge einer zuständigen Be hörde, 
die hierüber eine Kontroll- und Aufsichts-
funktion wahrnimmt, als Nachweis dafür 
vorgelegt werden, dass nicht mehr CO2 

1 EU-15-Burden-Sharing zu Treibhausgasen (1)
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*) Für CO2, CH4 und N2O gilt 1990 als Basisjahr, für die anderen Treibhausgase wahlweise auch 1995. Außer Finnland und Frankreich, die 1990 als Basisjahr für die fluorierten Gase 
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Quelle: H.-W. Schiffer: Energiemarkt Deutschland, 10. Aufl., Köln 2008 
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emittiert als zugeteilt wurde. 
Der tatsächliche Verbrauch einer An-

lage in diesem System unterliegt einem 
stringen ten Moni toringsystem (5). 

Der Handel dieser Rechte (Bezugs-
scheine) zwischen den einzelnen Emit-
tenten ermöglicht es jedoch den Anlagen-
betreibern für den Fall, dass ihre Anlage 
weni ger CO2 emittiert als ihr Rechte zuge-
teilt wurden, diese Rechte an andere Anla-
genbetreiber kostenpflichtig zu veräußern, 
die mehr CO2 emittiert haben als ihnen 
zugeteilt wurde. Obwohl eine einzelne 
Anlage in diesem System mehr oder auch 
weniger emittieren kann als ihr zugeteilt 
wurde, wird die Gesamtobergrenze des 
Systems dadurch nicht gesprengt, weil 
insgesamt nur so viele Emissionsrechte 
zugeteilt worden sind, dass der Cap gera-
de eingehalten wird. 

Für die Zuteilung von Emissionsrechten 
in den so genannten Nationalen Alloka-
tionsplänen (NAP) für die erste bzw. zweite 
Handelsperiode wurden teilweise kom plexe 
bürokratische Regelungen eingeführt, die 
sehr stark an eine Planwirt schaft erinnern: 
Denn in diesen Plänen wird für jeweils 3 
bzw. 5 Jahre im Voraus festgelegt, wie viel 
CO2 jede einzelne Anlage emittieren darf 
(zugeteilt be kommt), ungeachtet konjunk-
tureller Schwankungen, Änderungen in der 
Produkt struktur und sonstigen Faktoren, 
die die Produktion entweder erhöhen oder 
verrin gern kön nen. 

Obwohl diese Emissionsrechte in der 
ersten Handelsperiode kostenfrei und in 
der zweiten Handelsperiode weitgehend 
kostenfrei zugeteilt wurden, haben sie am 
Markt, der zum Zweck des Austauschs 
von Emissionsrechten zwischen den Anla-
genbetreibern zur Kostenminimierung der 
Erreichung des systemweiten Ziels ein-
geführt wurde, einen Preis, der sich durch 
Angebot und Nachfrage, aber auch durch 
Markterwartungen bestimmt. Ein derartiges 
System bietet für Marktteilneh mer auch ei-
nen Anreiz, durch strategisches Verhalten 
den Preis für Emissions rechte in eine je-
weils gewünschte Richtung zu treiben. 

Eckpunkte der ersten und 
zweiten Handelsperiode

Wichtig für das Verständnis des Sys-
tems ist, dass die Emissionsrechte und 
somit die CO2-Rationierungskontingente 
auf diejenigen Anlagen zugeteilt werden, 
die das CO2 emittieren. Grundsätzlich un-
terscheidet man zwischen 2 Bereichen: 
Erstens den Bereich der Energieverbrau-
cher, der in Deutschland ca. 20 % der 
Emissionsrechte umfasst, und bei denen 
die CO2-Emissionen direkt bei der Her-
stellung eines Industrieproduktes entste-
hen, wie z.B. Glas, Keramik, Ziegel, Kalk, 
Zement usw. 

Den zweiten Bereich stellen die Strom-
erzeuger dar, auf die ca. 80 % der Emis-
sionsrechte in Deutschland zugeteilt wer-
den, die ihr Produkt (Strom) so wohl an 
private als auch an industrielle Stromver-
braucher verkaufen. 

In den einzelnen Handelsperioden wur-
den unterschiedliche Zuteilungskriterien 
für Emissionsrechte in der Industrie und in 
der Stromwirtschaft angewandt: 

In der ersten Handelsperiode wurden 
die Emissionsrechte sowohl auf die In-
dustrie als auch auf die Stromwirtschaft 
in etwa nach historischem Bedarf zuge-
teilt, wofür eine Basisperiode von 2000 bis 
2002 zugrunde gelegt wurde.

In der zweiten Handelsperiode wurde für 
den Bereich der Industrie erneut in etwa 
nach historischem Bedarf, diesmal auf der 
Grundlage 2003 bis 2005 zugeteilt, aber 
im Bereich der Stromwirtschaft nach ei-
nem völlig neuen Verfahren: nämlich nach 
einem Benchmarkingsystem, das nach 
Brennstoffen differenziert und in dem ef-
fiziente Kraftwerke mehr Emissionsrechte 
zugeteilt bekommen als weniger effi ziente. 
Die Gesamtmenge der für den Bereich der 
Stromwirtschaft zugeteilten Emissions-
rechte wurde nach einer Intervention der 
EU-Kommission vom Novem ber 2006 ent-
gegen den ursprünglichen Zielsetzungen 
der Bundesregierung vom Sommer 2006, 
die sich an der Erfüllung der Minderungs-

ziele des Kyoto-Protokolls für Deutschland 
bis Ende 2012 orientierten, um ca. 50 Mio. 
t eingekürzt, da die Kommission die Auf-
fassung vertrat, Deutschland könne seine 
Emissionen bis Ende 2012 noch erheblich 
weiter absenken als nach Kyoto erforder-
lich (6) (Bild 4). 

Die Kommission nutzte also das Inst-
rument des Emissionshandels, um über 
Kyoto hinausgehende Minderungsver-
pflichtungen zu verlangen. Dem gab die 
Bundesre gierung nach und legte diese 
Budgetkürzung in vollem Umfang auf den 
Bereich der Stromwirtschaft um. 

Zusätzlich dazu hat der Bundestag 
beschlossen, ca. 40 Mio. t CO2-Emissi-
onsrechte in der zweiten Handelsperiode 
zu auktionieren, wobei dieses zu auktio-
nierende Budget ebenfalls von dem der 
Stromwirtschaft kostenfrei zugeteilten 
Budget abgezogen wird (5).

Allerdings können die der Richtlinie un-
terliegenden Anlagenbetreiber Emissions-
rechte aus den flexiblen Instrumenten des 
Kyoto-Protokolls - Joint-Implementation/ 
Clean-Development-Mechanism (JI/CDM) 
- in bestimmtem Um fang zur Zielerrei-
chung im EU-ETS eingesetzt werden. 
Für Deutschland beträgt die Menge die-
ser Rechte in der zweiten Handelsperi-
ode 2008 bis 2012 20 % der gesamten 
zugeteil ten Emissionsmenge, dies ent-
spricht ca. 90 Mio. t CO2 (20 % von 453,1 
Mio. t CO2). 

Diese Emissionsrechte können wahr-
scheinlich erheblich kostengünstiger ge-
neriert werden als Emissionsrechte in-
nerhalb des EU-ETS, da insgesamt die 
kostenfrei zugeteilten Emissionsrechte 
europaweit durch die Kom mission deutlich 
verknappt wurden. Ohne einen Rückgriff 
auf JI/CDM könnte es deswegen zu ei-
nem erheblichen Preissprung für Emissi-
onsrechte kommen, wenn der Markt zur 
Auffassung gelangte, es seien nicht aus-
reichend Emissionsrechte vorhanden, um 
das gegenwärtige und künftig erwartete 
Produktionsniveau euro paweit abzude-
cken. 

2 Entwicklung der weltweiten energiebedingten CO2-Emissionen (1) 

* Staaten mit Emissionsbegrenzungsverpflichtungen gemäß Kyoto-Protokoll
** Andere Annex-B-Länder, die - wie die EU - das Kyoto-Protokoll ratifiziert (ohne USA, da sie Kyoto-Protokoll nicht 

ratifiziert haben) haben.
Quelle: H.-W. Schiffer: Energiemarkt Deutschland, 10. Aufl., Köln 2008 
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Änderungen in der dritten 
Handelsperiode 
2013 bis 2020

Die wesentliche Änderung in der dritten 
Handelsperiode von 2013 bis 2020 ist die 
Auktionierung von Emissionsrechten als 
grundsätzliche Form der Zuteilung von 
Emissionsrechten. Eine Ausnahme hiervon 
besteht lediglich in der Industrie, in der die 
Emissionsrechte stufenweise durch eine 
Auktionierung zugeteilt werden sollen, wo-
bei einige Wirtschaftszweige von diesem 
stufenweisen Einstieg in die Auktio nierung 
je nach internationaler Wettbewerbssitua-
tion und Energieintensität ihrer Produktion 
ausgenommen werden sollen (4). 

In der Stromerzeugung gilt grundsätz-
lich eine Vollauktionierung. Ferner werden 
die nationalen Allokationspläne abge-
schafft, und die gesamte EU-weite Zutei-
lungs menge bestimmt sich durch die ge-
samte Emissionsmenge im Europäischen 
Emissionshandelssystem im Jahr 2005, 
die bis zum Jahr 2020 um 21 % reduziert 
wird, wobei die Zuteilungsmenge ab 2013 
einer EU-weiten linearen Degression von 
-1,74 %/Jahr unterliegt. Dies führt ab 2013 
zu einer erheblichen Verknappung von 
Emissionsrechten gegenüber dem derzei-
tigen (2005) Niveau, zumal gegen wärtig 
noch offen ist, in welchem Umfang ab 
2013 JI- und CDM-Rechte erworben und 
verwendet werden dürfen, um die Minde-
rungsverpflichtungen zu erfüllen. 

Die Emissionshandelsrichtlinie, die die 
Modalitäten in der dritten Handelsperiode 
re geln soll, wurde vom Europaparlament 
am 17.12.2008 verabschiedet, hat aber 
eine Reihe von offenen Punkten hinterlas-
sen, die die Kommission bis Ende 2012 
regeln muss. Gegenwärtig besteht des-
wegen noch erhebliche Unsicherheit über 

die tatsächliche Auswirkung des Emissi-
onshandelssystems auf die einzelnen In-
dustriezweige. 

Da die größte Menge an Emissions-
rechten EU-weit für die Stromerzeu-
gung erfor derlich ist und hier das Prin-
zip der Vollauktionierung gilt, wobei das 
Auktionierung saufkommen dem jeweiligen 
Mitgliedstaat zufließt, in dessen Hoheits-
gebiet sich die Stromerzeugungsanlagen 
befinden, wirkt das Emissionshandels-
system dort ab 2013 im Wesentlichen wie 
eine CO2-Steuer in variabler und unbe-
kannter Höhe.

Erreicht der Emissionshandel 
das Ziel einer 
Emissionsminderung?

In den Jahren seit Einführung des Emis-
sionshandelssystems (Januar 2005) hat 
es in der Politik und in der Öffentlichkeit 
eine teilweise kontroverse Diskussion 
darü ber gegeben, ob der Emissionshandel 
das Ziel einer Emissionsminderung über-
haupt erreichen würde. Teilweise wurde 
argumentiert, durch eine Überaus stattung 
mit Emissionsrechten seien die Preise am 
Emissionsmarkt verfallen und hätten des-
wegen nicht den Anreiz gegeben, in mo-
derne emissionssparende Technologie zu 
investieren. 

Hierbei handelt es sich allerdings 
um Missverständnisse bezüglich der 
Funktions weise eines Cap-and-Trade-
Systems. Denn das Ziel des Emissions-
handels wird nicht durch den Handel mit 
Emissionsrechten an sich erreicht oder da-
durch, dass Emissionsrechte einen hohen 
oder niedrigen Preis aufweisen, sondern 
durch die ordnungsrechtlich verbindliche 
Vorgabe einer Emissionsobergrenze. 

Diese Ober grenze wird immer irgend-

wie erreicht, sei es durch technologische 
Maßnahmen an der Anlage, den Kauf von 
Emissionsrechten, durch Produktions-
verringerung oder auch durch einen so 
genannten „fuel-switch“ von kohlenstoff-
reichen (wie Kohle) auf kohlenstoffarme 
Energieträger (wie Erdgas), sofern dies 
in einer Anlage tech nisch möglich ist. Die 
ordnungsrechtliche Verbindlichkeit der 
Emissionsbegren zung wird staatlicher-
seits durch ein stringentes Monitoringsys-
tem überwacht, mit dem Anlagenbetreiber 
nachweisen müssen, wie viel CO2 sie im 
Laufe eines Jah res emittiert haben und 
wofür sie bei den zuständigen Behörden 
in entsprechen der Menge Emissionsrech-
te vorlegen müssen. 

Sollten sie mehr CO2 emittiert ha ben 
als ihnen über Emissionsrechte zu Beginn 
des Jahres zugeteilt wurde, müs sen die 
Anlagenbetreiber die fehlenden Rechte 
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt nach-
reichen. Falls dies nicht geschieht, wer-
den empfindliche Strafen auferlegt (100 
€/t CO2 in der zweiten Handelsperiode), 
zusätzlich verbunden mit der Maß gabe, 
die fehlenden Emissionsrechte ebenfalls 
nachzureichen. 

Das umweltpolitische Ziel wird also 
durch die ordnungsrechtliche Vorgabe 
einer Emissionsobergrenze, die sankti-
onsbewehrt ist und einem strikten Monito-
ring un terliegt, auf jeden Fall erreicht. Der 
Handel minimiert lediglich die Kosten der 
Ziel erreichung. 

Dabei weist der Emissionshandel eine 
gewisse Eindimensionalität auf, da sein 
Ziel einzig und allein das Erreichen einer 
politisch vorgegebenen Minderungsmar-
ke ist und er dabei nicht berücksichtigt, 
wie er auf andere Bereiche der Energie-, 
Wirt schafts- und Industriepolitik wirkt. Da-
durch, dass der Emissionshandel im Prin-
zip - aber nicht notwendigerweise immer, 
s.u. - kohlenstoffarme Primärenergieträger 
wie z.B. Gas gegenüber kohlenstoffrei-
chen Primärenergieträgern wie Kohle be-
vorzugt, kommt es zu einer Präferierung 
des Erdgases gegenüber Kohle, was sich 
nachteilig auf die Energieversorgungssi-
cherheit auswirken könnte. 

Zudem erreicht der Emissionshandel 
nicht notwendigerweise das von der Kom-
mission avisierte Ziel, Emissionen in be-
stehenden Industrieanlagen durch techni-
sche Innovation und Verbesserungen zu 
mindern. Grund dafür ist, dass Industriean-
lagen häufig für einen Nutzungszeitraum 
von 20 bis 40 oder mehr Jahren errichtet 
wurden und einer technologischen Emis-
sionsverringerung an einer bestehenden 
Anlage enge Grenzen gesetzt sind. 

Wenn der Emissionshandel darauf ab-
zielt, innerhalb eines bestimmten Zeitrau-
mes, der deutlich kürzer ist als der mittlere 
Nutzungszeitraum einer Industrieanlage, 

4 Treibhausgas-Emissionsbudgets in Deutschland 
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Emissionen in einem Maße zu mindern, 
für die die Anlage technologisch gar nicht 
in der Lage ist, führt dies zu einer Entwer-
tung des beste henden Kapitalstocks und 
so genannten „Stranded Investments“. 
Das Ergebnis ist eine Verkürzung der 
Investitionszyklen, denn eine derartige 
Industrieanlage müsste dann erheblich 
vor Ende ihrer projizierten Nutzungsdau-
er stillgelegt und durch eine neue ersetzt 
werden. 

Dies widerspricht dem vorgeblichen Ziel 
des Emis sionshandels, Emissionen mög-
lichst kostengünstig zu minimieren. 

Unabhängig davon, wie eine Emissi-
onsminderung schlussendlich herbeige-
führt wird, wird die ordnungsrechtliche 
Emissionsminderungsvorgabe auf jeden 
Fall er reicht. 

Die Kosten könnten indes doch sehr 
hoch sein, falls die angestrebten Emis-
sionsminderungen nur durch Produkti-
onskürzungen erzielt werden können oder 
unter Inkaufnahme von Verwerfungen im 
Energiemix, wenn die ordnungs rechtlich 
verfügten Emissionsminderungen nur 
durch einen „fuel-switch“ von koh lenstoff-
rei chen auf kohlenstoffarme Primärener-
gieträger  erzielt werden können, was zu 
einer volkswirtschaftlich unerwünschten 
Beeinträchtigung der Energiever sor gungs -
sicherheit führen würde. 

Emissionshandel und 
Strompreise

Emissionsrechte haben im EU-ETS ei-
nen Marktpreis, auch wenn sie kostenfrei 
an Anlagenbetreiber zugeteilt werden. Wie 
an den normalen Finanz- und Rohstoff-
märkten, bildet sich ein Preis entspre-
chend von Angebot und Nachfrage. 

Durch kostenfrei zugeteilte Emissions-
rechte entstehen so genannte Oppor-
tunitätskosten, da der Anlagenbetreiber 
theoretisch in der Lage ist, diese Emis-
sionsrechte nicht zur Herstellung seines 
Produktes einzusetzen, sondern am Markt 
zu veräußern und den hieraus entstehen-
den Gewinn zu vereinnahmen (7). Durch 
die Preise für Emissionsrechte, die am 
Markt erzielbar wären, erhöhen sich buch-
halterisch die Produktionskosten für die 
Stromerzeugung und müssen aus akti-
en- und bilanz rechtlichen Gründen in die 
Strompreisbildung mit einbezogen wer-
den. 

Diese Kos ten können auf die Produkt-
preise übergewälzt werden, sofern dies 
am Markt durchsetzbar ist. Bei Industrie-
produkten wie z.B. Stahl, Zement, Glas 
und Kalk ist dies in der Regel nicht der 
Fall, da diese Produkte im internationalen 
Wettbewerb stehen. 

Deswegen wurde von weiten Teilen der 
Industrie der Emissionshandel überwie-

gend als Verwaltungsakt aufgefasst, in 
dessen Rahmen Emissionsrechte an die 
Anlagenbetreiber zugeteilt wurden, ein 
Monitoringverfahren während des Jahres 
erfolgte und zu Beginn des darauf folgen-
den Jahres Emissionsrechte in Höhe des 
emittierten CO2 abgegeben wurden. Eine 
Einpreisung fand hierbei nicht statt. 

Anders ist die Situation am Strom-
markt, der zwar theoretisch europaweit 
liberali siert ist, in der Praxis aber eine 
stark oligopolartige Struktur in den einzel-
nen Mit gliedstaaten aufweist. Deswegen 
konnten in Deutschland die Marktpreise 
der Emissionsrechte auf die Strompreise 
aufgeschlagen werden, obwohl hierfür, 
wie oben ausgeführt, keine „realen“ Kos-
ten entstanden sind. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang 
auch der Hinweis darauf, dass zwar der 
Strommarkt regional, der Markt für Emis-
sionsrechte aber europaweit ist. Dies hat 
zur Folge, dass Preisschwankungen, die 
ihre Ursache in bestimmten Marktsitua-
tionen z.B. in England oder in Spanien 
haben, auf den europaweiten Emissions-
handelsmarkt durchschlagen und sich 
somit auch in Deutschland auswirken kön-
nen. 

So hatte beispielsweise im Jahr 2005 
und Anfang 2006 die Markteinschät zung, 
es seien zu wenig Emissionsrechte vor-
handen, dazu geführt, dass der Preis für 
diese Rechte bis auf etwa 30 €/t CO2 ge-
stiegen war und Anfang Mai 2006 nach 
Bekanntgabe der tatsächlichen Emissi-
onsdaten für das Jahr 2005, die überra-
schenderweise ergeben haben, dass 
der Gesamtmarkt mit Emissionsrechten 
in 2005 überausgestattet war, zu einem 
„Crash“ der CO2-Preise geführt: 

Nicht die realen Knappheitsverhältnisse, 
sondern die Markteinschätzung war für die 
Preis entwicklung in 2005 und 2006 verant-
wortlich. In den Jahren 2007 und 2008 war 
der Preis für die Emissionsrechte der ers-
ten Handelsperiode 2005 bis 2007 auf na-
hezu null gesunken. Dies hatte allerdings 
nicht dazu geführt, dass die Ziele des 
Emissionshandels verfehlt wurden, denn 
diese sind durch die ordnungsrechtliche 
Cap-Vorgabe unabhängig von der Preis-
entwicklung auf den Emissionshandels-
märkten erreicht worden. 

Die Praxis der Stromwirtschaft, kosten-
frei zugeteilte Emissionsrechte zu aktuellen 
Marktpreisen in Strompreise einzupreisen 
und dadurch so genannte Windfallpro fits 
zu vereinnahmen, hat in der Politik zu er-
heblichen Widerständen geführt. 

Nach Auffassung der Politik kön-
ne es nicht angehen, dass ein 
Emissionshandelssys tem, dessen Ziel die 
Reduzierung von CO2-Emissionen ist, in 
der Stromwirtschaft zu erheblichen und 
massiven Zusatzgewinnen führe. Als erste 

Reaktion darauf wurde beschlossen, be-
reits in der zweiten Handelsperiode 2008 
bis 2012 einen Anteil von knapp 9 % des 
gesamten Budgets für die zweite Zutei-
lungsperiode zu versteigern bzw. zunächst 
kostenpflichtig zu veräußern, wobei das 
zu verstei gernde Budget vollständig auf 
die Stromwirtschaft umgelegt wurde. 

Aber auch bei einer zu 90 % kosten-
freien Zuteilung erwächst ein erhebliches 
Potenzial für diese Windfallprofits in der 
Stromwirtschaft, weswegen die Europäi-
sche Kommission mit Unterstützung der 
Bundesregierung beschlossen hat, in der 
Emissionshandels richtlinie für die Periode 
2013 bis 2020 im Bereich der Stromerzeu-
gung eine 100 %-ige Auktionierung durch-
zuführen. 

Für die Strompreisfindung ist es einigen 
Stu dien zufolge unerheblich, ob Emissi-
onsrechte auktioniert oder kostenfrei zuge-
teilt werden, weil das Preissignal durch die 
Verknappung, nicht aber durch die Zu tei-
lungsmethode generiert wird. 

Lediglich der finanzielle Ertrag kommt in 
diesem Fall nicht den Stromerzeugungsun-
ternehmen zu Gute, sondern den öffentli-
chen Hän den. In Deutschland rechnet man 
durch die vollständige Versteigerung von 
Emis sionsrechten ab 2013 mit einem Auf-
kommen von  10 bis 15 Mrd. €/Jahr (8). 

EU-ETS-Auswirkungen auf 
die Stromwirtschaft

Die Umstellung der Zuteilungsmetho-
de auf eine Vollauktionierung ab 2013 hat 
erhebliche und massive Auswirkungen 
auf die Stromwirtschaft insbesondere im 
Bereich von Neuinvestitionen in Kraftwer-
ke. Durch die Außerbetriebsetzung von 
Kernkraftwerken zwischen 2010 und 2020 
entsteht in Deutschland eine massive 
Stromerzeugungslücke, die verschiede-
nen Szenarien zufolge entweder mit neu-
en fossilen Kraftwerken auf Kohle- oder 
Gasbasis oder durch den weiteren Ausbau 
erneuerbarer Energieträger hauptsächlich 
auf Windbasis gedeckt werden soll. 

Eine Vollauktionierung ab 2013 führt zu-
nächst in erster Linie dazu, dass sich die 
Stromerzeugungskosten für kohlenstoff-
reiche Energieträger wie Stein- und Braun-
kohle gegenüber Gas deutlich erhöhen, 
was insbesondere beim Kraftwerksneu-
bau eine Verdrängung von Steinkohle 
durch Gas zur Folge haben könnte. Gas-
kraftwerke würden verstärkt in die Mittel-
last vordringen, die heute von Steinkohle 
dominiert wird (Bild 5, Bild 6) (9). 

Allerdings muss dies nicht unbedingt 
der Fall sein, da eine Entscheidung über 
den Bau neuer Kraftwerke auf Gas- oder 
Steinkohlebasis auf der Grundlage der 
Voll kosten getroffen wird. Hierbei sind 
neben den Investitionskosten für ein Gas- 
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oder Kohlekraftwerk sowohl der Brenn-
stoff- als auch der CO2-Preis zu berück-
sichtigen. 

Gas ist weltweit wesentlich knapper als 
Kohle verfügbar, was auch ein Grund da-
für ist, dass in den vergangenen Jahren 
der Gaspreis erheblich stärker gestiegen 
ist als der Kohlepreis. Unter anderem hat 
dies im Jahr 2005 dazu geführt, dass in 
Großbritannien einige Gaskraftwerke vom 
Netz genommen und durch Steinkohle-
kraftwerke ersetzt wurden, weil in der 
Summe Steinkohle plus Emissionsrechte 
trotz des hohen CO2-Preises immer noch 
günstiger war als Gas plus Emissions-
rechte. D.h. die Entscheidungsfindung da-
rüber, in welchem Bereich langfristig neue 
Kraftwerksinvestitionen erfolgen, hängt 
von dem Preisdreieck Gas-Kohle-CO2-
Emissionsrechte ab und nicht nur vom 
Preis der Emissionsrechte allein. 

Diese langfristige Perspektive spiegelt 
sich auch kurzfristig in der Beschäftigung 
des vorhandenen Kraftwerkparks im Rah-
men der so genannten „Merit Order“ wi der 
(Bild 7, (7)). Bestehende Kraftwerke in ei-
nem Anlagenportfolio werden so ausge-
lastet, dass die Kosten minimiert und der 
Ertrag maximiert werden, was auch der 
Grund dafür ist, weswegen in England im 
Jahre 2005 auf Steinkohlekapazität an stelle 
von Gaskapazität zurückgegriffen wurde.

Bezüglich der Neustrukturierung des 
Kraftwerkparks bis zum Jahr 2020 sind 
mög liche EU-Regelungen zur CO2-Ab-
scheidung aus Kohlekraftwerken (CCS) 
bislang noch unberücksichtigt. Die Kom-
mission setzt sehr stark darauf, sobald wie 
mög lich eine CCS-Pflicht für neue Kohle-
kraftwerke bzw. längerfristig gesehen eine 
Nach rüstverpflichtung für bestehende 
Kohlekraftwerke einzuführen. 

Die Unsicher heiten über diese ausste-
henden Regelungen werden möglicherwei-
se in den näch sten Jahren zu einem gewis-
sen Investitionsattentismus führen, da die 
Unter neh men der Stromwirtschaft wohl nur 
dann Neuinvestitionen in Deutschland täti-
gen werden, wenn die Vollkosten dieser In-
vestitionen auf den Strompreis überge wälzt 

werden können und somit die Profitabilität 
gesichert ist. 

Wie auch immer sich die Modalitäten 
im Einzelnen darstellen werden, sicher ist 
wohl, dass die Strompreise ab 2013 wei-
ter steigen werden, dies sowohl für private 
als auch für industrielle Stromverbraucher. 
Einigen Studien zufolge ist es unerheb lich, 
ob Emissionsrechte kostenpflichtig oder 
kostenfrei zugeteilt werden. 

Das Ent scheidende für das Preissignal 
ist die Verknappung der Emissionsrechte. 
Diese werden aber ab 2013 deutlich ver-
knappt, weswegen auch die Strompreise 
weiter steigen werden. Die Rechnung für 
das Europäische Emissionshandelssys-
tem wird nicht von den Stromerzeugern, 
sondern im Wesentlichen von den priva-
ten und industriellen Stromverbrauchern 
bezahlt, da die Stromerzeuger in der Lage 
sind, die Kosten des Systems an ihre Kun-
den weiterzureichen.

EU-ETS-Auswirkungen auf 
die energieintensive Industrie

Das Europäische Emissionshandelssys-
tem ist ein Kostentreiber für die energiein-
tensive Industrie durch die so genannten 

direkten und indirekten Auswirkungen des 
Systems. Die direkten Auswirkungen tre-
ten durch die Zertifikatspreise und deren 
Verknappung auf Anlagenebene ein (CO2-
Emission durch Produktion von Stahl, Zie-
gel, Zement, Kalk etc.). 

Sie waren  allerdings in der ersten und 
zweiten Handelsperiode vergleichsweise 
gering, weil eine weitestgehende Zutei-
lung nach Bedarf erfolgte. In der dritten 
Handelsperiode sind die Auswirkungen 
hingegen erheblich schwerwiegender, da 
auch für diese Bereiche eine stufenwei-
se Einfüh rung der Auktionierung erfolgt, 
was zu unmittelbaren Kostenbelastungen 
führt. 

Allerdings sind für die dritte Handels-
periode die Detailregelungen noch offen 
und müssen von der Kommission bis spä-
testens 2012 gelöst werden. Dies betrifft 
ins besondere die Frage des so genannten 
„carbon leakage“, d.h. Produkte, die im in-
ternationalen Wettbewerb stehen, deren 
Herstellung besonders energieintensiv ist 
und wo eine besonders hohe Gefahr be-
steht, dass deren Produktion in das nicht-
europäische Ausland verlagert wird, das 
keinen vergleichbaren Klimarestrik tionen 
unterliegt. 

5 Entwicklung der Stromerzeugungskapazitäten in verschiedenen 
Zutei lungsszenarien

6 Kraftwerkszubauten und Stilllegungen in verschiedenen 
Zuteilungsszena rien

7 Prinzipdarstellung der Grenzkostenpreisbildung 
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Weiterhin zu regeln ist eine komplexe 
Reihe von Einzelfragen, wie z.B. die Ge-
staltung eines Benchmarkingsystems für 
Anlagen in Industrie zweigen, die von der 
Versteigerung ausgenommen werden sol-
len bzw. Kompen sationsmechanismen. 
Ferner ist die energieintensive Industrie 
durch die indirekten Auswirkungen über 
höhere Strompreise betroffen. 

Dies war teilweise bereits in der ersten 
und zweiten Handelsperiode erheblich, da 
die Marktpreise für Emissionsrechte von 
den Strom erzeugern in den Strompreis 
einbezogen und an die Stromverbraucher 
weiterge reicht wurden. Dies wird sich in 
der dritten Handelsperiode nicht ändern, 
sondern durch die von der Kommission 
geplante Verknappung des Gesamtsys-
tems noch weiter verschärfen. Allerdings 
ist eine Reihe von Details noch offen und 
harrt der Regelung durch die Kommissi-
on.

Insgesamt rechnen Studien mit Kosten - 
indirekt und direkt - für die energieinten sive 
Industrie im zweistelligen Milliardenbereich 
pro Jahr, falls keine Carbon-Leakage-Aus-
nahmeregelungen und -Kompensationen 
geschaffen werden (Bild 8). 

Fazit: In Deutschland sind die ener-
gieintensiven Industrien und - wegen der 
im EU-ETS angelegten Verdrängung koh-
lenstoffreicher Primärenergieträger aus 
der Stromerzeugung - der Kohlenbergbau 
die großen Verlierer des Handelssystems. 
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8 Belastung durch Emissionshandel (10)

Biokraftstoffpolitik: Deutschland 
verliert Spitzenstellung im 
Anlagenbau und die Alternative 
zu fossilem Öl - Unternehmen 
gehen in die Insolvenz
Die deutsche Biokraftstoffpolitik führt da-

zu, dass wichtige Anlagenbauer mit ihrem 
Wissen Deutschland verlassen, Herstel-
ler insolvent gehen und die Alternativen 
zu fossilem Öl ungenutzt bleiben. „In den 
kommenden Tagen sollen mit dem „Gesetz 
zur Änderung der Förderung von Biokraft-
stoffen“ für die Hersteller die Weichen neu 
gestellt werden. Wir fordern die Politik drin-
gend auf, die Rahmenbedingungen beizu-
behalten, das bestehende Gesetz jetzt 
nicht zu ändern und für Vertrauen in den 
Standort Deutschland bei der Industrie zu 
sorgen“, sagten deshalb Stephan Reimelt, 
Vorstandsmitglied bei der MAN Ferrostaal 
Aktiengesellschaft und Johannes Lack-
mann, Geschäftsführer des Verbandes der 
Deutschen Biokraftstoffindustrie (VDB). 

Nach dem Gesetzentwurf solle die bis-
her bestehende Quote von Biodiesel und 
Bioethanol am gesamten Kraftstoffmarkt 
von 6,25 % auf 5,25 % herabgesetzt wer-
den und durch die Steuererhöhung für 
Biokraftstoffe Biodiesel als Reinkraftstoff 
(B100) abgeschafft werden.
Pressemitteilung (Auszug) des VDB vom 
10.03.2009
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